


Po
rt

o
 A

le
g
re

 -
 B

ü
rg

er
In

n
en

-B
et

ei
lig

u
n
g
  

N
r.

 3
3
 1

/0
1

1

Orçamento participativo – 
in Porto Alegre können BürgerInnen den 
Stadthaushalt mitgestalten

Die brasilianische Arbeiterpartei PT gilt als Links-
partei neuen Typs. 1978 von AktivistInnen aus
kämpferischen Gewerkschaften, sozialen Bewegun-
gen und christlichen Basisgemeinden gegründet,
steht sie für engagierte soziale Programmatik und
die Erweiterung demokratischer Mitwirkungs-
möglichkeiten der BürgerInnen. Porto Alegre, die
Hauptstadt des Bundesstaats Rio Grande do Sul
(dessen BewohnerInnen Gaúchos genannt wer-
den), ist eine Hochburg der PT. Das Wahlergebnis
in Porto Alegre bei der Kommunalwahl Oktober
1988 ermöglichte es der PT zum ersten Mal, in
einer Hauptstadt eines brasilianischen Bundes-
landes die Kommunalregierung zu übernehmen.
Ein Bundesland, das als im geographischen Zen-
trum des Mercosul gelegener, drittgrößter Expor-

teur unter den brasilianischen Bundesstaaten und Brückenkopf des Handels mit Argentinien
und Uruguay sowie als Ausgangspunkt aller grundlegenden politischen Veränderungen in Brasi-
lien, nationale politische Symbolkraft hat. Nach dem erneuten, mit 63,5 Prozent der Stimmen
überwältigenden Wahlsieg am 29. Oktober 2000 geht die Volksfrontregierung nun in die vierte
Legislaturperiode. In Lateinamerika wie in Europa gilt die südbrasilianische Stadt als Modell,
wie Bürger bei der Gestaltung der Politik mitwirken und damit auf kommunaler Ebene Ansätze
direkter Demokratie verwirklicht werden können. Die 1,3 Millionen EinwohnerInnen von Porto
Alegre sind wie in keiner anderen Großstadt des Subkontinents in kommunale Entscheidungs-
prozesse einbezogen. Regine Rehaag, die von 1998 bis 2002 in Porto Alegre lebte, stellt im
folgenden Beitrag sehr detailliert das Herzstück des kommunalpolitischen Modells vor, die par-
tizipative Haushaltsaufstellung – Orçamento participativo, kurz OP.

In ihrer Begrüßungsansprache zu dem
ersten Panel des internationalen Forums
„Globalisierung, kleinbäuerliche Land-

wirtschaft und Demokratie auf dem Weg ins 21.
Jahrhundert”, das Anfang Juli 2000 von der Lan-
desregierung von Rio Grande do Sul zusammen
mit dem interamerikanischen Netzwerk „Land-
wirtschaft und Demokratie” veranstaltet wurde1,
kennzeichnete Vandana Shiva den Bundesstaat
Rio Grande do Sul als „den wahrscheinlich welt-
weit einzigen Ort, wo die Regierung macht, was
die Bevölkerung will”. Diese kompromisslose Aner-
kennung seitens der weltweit anerkannten Kritike-
rin und Trägerin des Alternativen Nobelpreises
übersteigt eine pure Geste sympathisierender Höf-
lichkeit. In ihrer knappen Auszeichnung bringt
Vandana Shiva die international wahrgenommene
Symbolwirkung des südbrasilianischen Modells
von Bürgerverwaltung und direkter Demokratie
zum Ausdruck, welche, so eine Broschüre der
Stadt Porto Alegre, „weltweit ein wahrhaftes Para-
digma einer lokalen Regierung... und einen neuen
Raum von Demokratisierung und Bürgerverwal-
tung darstellt” (vgl. Prefeitura de Porto Alegre,
Orçamento participativo 2001. A Conquista do
Espaço democrático. Regimen Interno. Critérios
Gerais, Técnicos e Regionais, S. 3).

Die OP ist keine ganz neue Idee. In der Landes-
hauptstadt Porto Alegre hatte man schon fast ein
Jahrzehnt Erfahrungen auf kommunalpolitischer
Ebene gesammelt, als die PT Ende 1998 im Bun-
desstaat Rio Grande do Sul an die Macht kam. So
war in der Stadtverwaltung der Boden bereitet,
damit Bürgerhaushalt und partizipative Demokra-
tie auch auf Landesebene zum Markenzeichen ei-
nes neuen Politikverständnisses werden konnten.
Wie das konkret funktioniert, war Thema einer der
Arbeitsgruppen der genannten Tagung. Luciano
Brunet, seit 1994 im Bürgeramt CRC (Coorden-
ação de Relações com a Comunidade, die für den
Kontakt mit der Bevölkerung verantwortliche Ko-
ordinationsstelle der Stadtverwaltung, im folgen-
den Text nur „Bürgeramt”) zuständig für die OP,
nannte in seinem Einführungsreferat Prozesshaf-
tigkeit und Konstruktion gesellschaftlicher Realität
als grundlegende Momente. Mit anderen Worten,
statt von oben zu bestimmen, nehmen sich Rat-
haus bzw. Regierung zurück und legen die Bücher
offen. Die BürgerInnen werden in den Aushand-
lungsprozess um die Verteilung der knappen öf-
fentlichen Mittel eingebunden und können gege-
benenfalls Prioritäten verändern. Ein anspruchs-
volles Unterfangen, das ohne substanzielle Verän-
derungen der politischen Kultur nicht eingelöst
werden kann. 
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Einschreibung der Bürger

1 Foro Internacional Globalização, Agriculturas Familiares e Democracia
Rumo ao Século XXI, 4./5.7.2000



der Zeit Zug um Zug formalisiert und mündete
schließlich in dem anfänglich recht umstrittenen
Mechanismus der OP. 

BürgerInnen - Individuen wie organisierte Grup-
pierungen – können sich nunmehr vor der Be-
schlussfassung durch den Stadtrat an der Aufstel-
lung des Haushalts beteiligen. Mit einer Ein-
schränkung allerdings: die OP gilt nur für die Mit-
tel, die der Kommune für Investitionen zur Verfü-
gung stehen. Das sind – je nach Haushaltslage –
zwischen 10 und 18 Prozent des Gesamthaushal-
tes. Der große Rest ist für die Finanzierung der
Verwaltung (hauptsächlich Personalkosten) lang-
fristig gebunden und steht somit nicht zur Dispo-
sition.

Engagement beginnt gemeinhin bei den Proble-
men im eigenen Wohn- und Lebensumfeld. Als
erster Schritt war daher eine Dezentralisierung
geboten. Die bis dato der Stadtplanung zugrunde
gelegte Einteilung in vier Stadtregionen wurde
entsprechend den sozialen Gegebenheiten in 16
Regionen verändert, einige davon sind nochmals
in Mikroregionen untergliedert.

Wie funktioniert die Bürger-
beteiligung?
In einem nächsten Schritt musste eine Geschäfts-
ordnung für das Experiment öffentliche Haushalts-
debatte geschaffen werden. Gemeinsam mit den
BürgerInnen wurden Regeln aufgestellt und Ver-
fahren entwickelt. Die neueste Version der Ge-
schäftsordnung steht den EinwohnerInnen in Form
einer Broschüre sowie auch auf der Homepage der
Stadtverwaltung zur Verfügung2. Zusätzlich ent-

Soziale Bedürftigkeit als Triebfeder
für das Beteiligungsmodell 

So stimmig und strategisch klar sich diese Zielset-
zung heute in das politische Programm von PT
und Landesregierung in Rio Grande do Sul ein-
fügt, Ausgangspunkt der OP waren nicht explizite
programmatisch-politische Entwürfe, sondern kon-
krete finanzpolitische Probleme. Als die PT 1988
die Kommunalwahlen in Porto Alegre gewann,
waren die Kassen des Rathauses absolut leer.
Zehn Jahre nach ihrer Gründung hatte die Arbei-
terpartei noch ein recht eklektizistisches Profil und
war weitgehend dem radikalen Diskurs der 80er
Jahre verhaftet – so die Eigendiagnose aus dem
Bürgeramt. Man war für Umverteilung, aber wie
diese methodisch zu bewerkstelligen sei, war Neu-
land. Olívio Dutra, damaliger Präfekt (Bürgermei-
ster) und von 1998 bis 2002 Gouverneur des
Bundesstaates Rio Grande do Sul, erinnert sich,
dass er sein Amt im Januar 1989 mit rund 35 Pro-
zent Haushaltsdefizit antrat und dass 90 Prozent
der Steuereinnahmen von den Personalkosten
aufgefressen wurden. Die neue Regierung war zu-
dem einem hohen Erwartungsdruck seitens der
benachteiligten Bevölkerungsgruppen ausgesetzt.
Menschen, deren Interessen von den Machthabern
stets ignoriert worden waren, hofften, angesichts
der neuen politischen Konstellation endlich Gehör
für die Alltagsprobleme zu finden. Woher aber die
Mittel für dringende Massnahmen nehmen? 

„Angesichts dieser Zwangslage haben wir auf eine
pragmatische Strategie gesetzt, den Mangel zu-
mindest transparent zu verwalten, und nach einer
umfassenden dreimonatigen Bestandsaufnahme
der personellen und finanziellen Ressourcen ange-
fangen, die Bevölkerung nach Prioritäten zu fra-
gen und in den bedürftigsten Regionen Mittel zu
konzentrieren. Es wurde ein Rat gegründet, mit
mindestens zwei Vertretern aus jeder Region.
Gemeinsam mit der organisierten Bevölkerung
wollten wir kollektive Prioritäten definieren und
Kriterien für die öffentlichen Investitionen festle-
gen. Mit der ersten Annäherung – 70 Prozent für
die Ärmsten, 30 Prozent für die restliche Bevölke-
rung – kamen wir nicht weiter. Es war erforder-
lich, die diversen punktuellen Forderungen nach
Oberthemen zu gruppieren und dann unter den
Themengruppen auszuwählen. Gemäß den drei
bestplazierten Themen, also der Priorität, wurden
die Mittel dann nach Bedürftigkeit und Einwohner-
dichte auf die Regionen verteilt”, so Luciano Brun-
et. Dieses notgeborene Vorgehen wurde im Laufe

Bürgerbeteiligung konkret

2 http://www.portoalegre.rs.gov.br unter dem Stichwort Orçamento participativo
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hält die Broschüre allgemeine Kriterien zur Mittel-
verteilung zwischen den Regionen und den thema-
tischen Schwerpunkten (Verkehr und Transport,
Gesundheit und Soziales, Erziehung, Kultur und
Freizeit, wirtschaftliche Entwicklung und kommu-
nale Steuerpolitik, Stadtplanung und -entwicklung
unter städtischen und Umweltgesichtspunkten)
sowie technische und regionale Kriterien. Adres-
sen und Telefonnummern der jeweils zuständigen
Ratsmitglieder sorgen für zusätzliche Transparenz
und kurze Wege. Die Aushandlung des Haushalts
zwischen BürgerInnen, Verwaltung und Politik
beginnt jeweils im März nach der brasilianischen
Sommerpause und durchläuft bis zu ihrem
Abschluss am Jahresende mehrere Stufen.

Stufe I 

In der ersten Etappe zur Klärung der regionalen
und thematischen Schwerpunkte müssen in zwei
Durchläufen 21 Plenarsitzungen bewältigt werden.
Sie sind grundsätzlich für alle interessierten Bür-
gerInnen sowie für VertreterInnen zivilgesell-
schaftlicher Organisationen offen. Sie werden von
MitarbeiterInnen der Stadtverwaltung und von
BürgervertreterInnen moderiert. Grundsätzlich
nehmen neben dem Präfekt auch die LeiterInnen
der städtischen Ämter teil.

Vorbereitend dazu finden im März in den einzel-
nen Regionen Bürgerversammlungen statt, auf
denen die grundsätzlichen Forderungen für das
nächste Jahr gesammelt und die VertreterInnen
für Aushandlungen in den nächsthöheren OP-Ebe-
nen bestimmt werden. Die regionalen Bürgerver-
sammlungen werden nicht von der kommunalen
Exekutive (Verwaltung), sondern von der Bevölke-
rung organisiert. Das ist auch bei den sogenann-
ten intermediären Sitzungen so, allerdings nimmt
hier einE VertreterIn der Exekutive teil. Auf den

Partizipation verspricht eine bessere Zukunft
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Der Zyklus der Haushaltaufstellung
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intermediären Sitzungen wird erste Bilanz gezo-
gen und die Prioritätenliste entsprechend neu dis-
kutiert und abgestimmt.

Der erste Durchlauf der regionalen und themati-
schen Plenarsitzungen findet im März/April statt.
Die OP-Räte und der Präfekt legen Rechenschaft
über den vergangenen Haushalt ab und präsentie-
ren den verabschiedeten Haushalt. Die Bürger-
Innen der Region bzw. die Mitglieder der themati-
schen Foren sowie die Exekutive bewerten den
Investitionsplan. Erste Wahlen für die Delegierten-
foren werden nach der Quote einen Delegierten
pro 20 teilnehmende BürgerInnen durchgeführt,
weitere Delegierte können auf den intermediären
Sitzungen gewählt werden. Wahlberechtigt sind
alle BürgerInnen über 16 Jahre. In der Praxis
stimmen alle TeilnehmerInnen ab; es wird nicht
überprüft, ob man BürgerIn von Porto Alegre ist.

Stufe II
Der zweite Durchlauf schließt sich in den Monaten
Juni/Juli an. Die Exekutive stellt die prinzipiellen
Elemente der Steuer- und Ausgabenpolitik sowie
die Einnahmensituation dar und macht einen Vor-
schlag für die Mittelverteilung im Investitionsbe-
reich. BürgervertreterInnen erläutern die in den
intermediären Versammlungen verabschiedeten
Prioritäten. Für jede Region und für jedes thema-
tische Forum werden zwei VertreterInnen und
zwei StellvertreterInnen in den OP-Rat, die künftig
wichtigste Instanz, gewählt.
Daneben gibt es die Delegiertenforen, breit ange-
legte kollektive Gremien, die sich sporadisch tref-
fen. Sie sollen das Engagement der Basis für den
Prozess der OP fördern, insbesondere hinsichtlich
der Erarbeitung des Investitionsplanes und der
Beaufsichtigung der städtischen Baumaßnahmen.

Stufe III
Nachdem die neuen Räte und Delegierten ihre
Ämter im Juli/ August angetreten haben, geht die
OP in die dritte Phase, in der der Haushalt kon-
kret ausgestaltet wird. Während die Exekutive im
August versucht, die Forderungen der Bürger und
ihre eigenen Vorstellungen mit einander in Ein-
klang zu bringen und einen Haushaltsentwurf mit
Vorschlägen für die Einnahmen- und Ausgaben-
seite erarbeitet, diskutiert der OP-Rat die Kriteri-
en für die Mittelverteilung und das Mittelvolumen
der OP und legt den Sitzungsplan und seine
Geschäftsordnung fest. Ein vorab festgelegtes
Limit gibt es nicht. Die Vorschläge können jedoch
nicht über die Vorhersagen der Exekutive zu Ein-
nahmen und Ausgaben hinaus gehen. Bis Ende
September muss dann beim Stadtrat ein Vor-
schlag für das nächste Haushaltsgesetz einsch-
ließlich Investitionsplan und detaillierter Liste der
von der Bevölkerung priorisierten Vorhaben auf
dem Tisch liegen. Die Legislative diskutiert den
Vorschlag und kommt bis zum 30.11. zu einer
Entscheidung. Der OP-Rat differenziert in den Sit-
zungen zwischen September und Dezember die
vorgesehenen Vorhaben und Investitionsprojekte. 

Schließlich wird der verabschiedete Haushaltsplan
in einer eigenen Publikation veröffentlicht, damit
die Umsetzung von der Bevölkerung begleitet und
bewertet werden kann.
Für einen solchen Marathon braucht man einen
langen Atem, viel Zeit und Geduld. Porto Alegres
BürgerInnen scheinen sie zu haben. 40.000 Men-
schen haben sich laut Angaben des Bürgermeis-
teramtes an der Prozedur für den Haushalt 2000
beteiligt. Die ermittelten Prioritäten und Investiti-
onsbeträge listet das obenstehende Schaubild
auf. Das Mittelvolumen der OP 2000 entspricht
mit 64 Millionen Reais etwa 10 Prozent des kom-
munalen Gesamthaushaltes.

Prioritäre Bereiche der Regionen und Mittelvolumen
für die Haushaltsjahre 2000 und 2001

Haushaltsjahr 2000 Investition R$ Haushaltsjahr 2001 Investition R$
1. Priorität Wohnungsbau 12.680.000 Straßenbau 13.000.000 1. Priorität
2. Priorität Straßenbau 11.420.200 Wohnungsbau 11.300.000 2. Priorität
3. Priorität Gesundheit 7.522.412 Wasserver- und Entsorgung 34.300.000 3. Priorität
4. Priorität Wasserver- und Entsorgung 31.356.874 Erziehung 1.400.000 4. Priorität
5. Priorität Soziales 362.525 Gesundheit 884.500 5. Priorität
6. Priorität Erziehung 460.000 Soziales 544.100 6. Priorität
7. Priorität Wirtschaftsentwicklung 100.000 Wirtschaftsentwicklung 460.000 7. Priorität
8. Priorität Freizeitflächen 295.000 Freizeitflächen 80.000 8. Priorität
8. Priorität Kultur 35.000 Kultur 50.000 8. Priorität
8. Priorität Transport 100.000 Transport 0 8. Priorität
8. Priorität Stadtorganisation 50.000 öffentliche Beleuchtung 80.000 8. Priorität
8. Priorität Sport und Freizeit - Sport und Freizeit 80.000 8. Priorität

Umweltsanierung 50.000 8. Priorität
Total 64.382.011 62.228.600

Wechselkurs Real zu DM im Februar 2001 etwa 1:1 Inkl. them. Schwerpunkte 153.300.00
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Was bringt die Partizipation?
Viel Lob findet eine Publikation der Vereinten Na-
tionen zum Thema Urban Governance (Habitat
Debate Vol 5, N° 4, 1999) für die OP in Porto Ale-
gre: „Der Prozess der partizipativen Haushaltser-
stellung hat dazu beigetragen, die Korruption zu
senken, den Erfordernissen der städtischen Armen
zu höherer Priorität zu verhelfen, Basisorganisa-
tionen zu legitimieren, die Kommunalregierung zu
erhöhter Lösungskompetenz und Verantwortlich-
keit zu befähigen und die physische Infrastruktur
der Stadt auszubauen.” (Bharat Dahiya, zitiert
nach Nilton Bueno Fischer, S. 12; übersetzt von
Regine Rehaag). 

Die Ausgangssituation, in der die neue Regierung
mit ihren partizipativen Ansätzen und der OP Fuß
zu fassen suchte, war gekennzeichnet von Tradi-
tionen wie Populismus, Klientelismus und Caudil-
hismo (von autoritären Führerfiguren bestimmte
politische Kultur). „Die OP ist ein Ansatzpunkt mit
der überkommenen politischen Kultur, dem histo-

rischen Erbe der alten korrupten Oligarchien, die
Brasilien immer noch kontrollieren, zu brechen,
indem es eine deutlich rationalere Verwaltung der
öffentlichen Mittel sicherstellt. Indem es die Ent-
scheidung über die Mittel an die Bevölkerung zu-
rückgibt .... (und) den Bürger organisiert, seine
Probleme zu diskutieren, rekonstruiert es die Ago-
ra, einen sozialen Raum politischer Auseinander-
setzung.” (Bueno Fischer, S. 13; übersetzt von
Regine Rehaag)

Ähnliche Versuche von Demokratisierung und Par-
tizipation auf Gemeindeebene finden sich auch an-
derswo in Brasilien. Schon in den 70er und 80er
Jahren gab es eine Reihe von Versuchen partizipa-
tive Modelle auf lokaler Ebene zu verankern, u.a.
in den Kommunen Lages (Bundesstaat Santa Ca-
tarina), Boa Esperança (Bundesstaat Espirito San-
to), Diadema (Bundesstaat São Paulo) und Recife
(Bundesstaat Pernambuco). „Das Modell Porto
Alegre hat jedoch angesichts seiner Qualität, sei-
ner Kontinuität und dem Grad an Legitimität, das
es erreicht hat, einen de facto Demonstrationsef-
fekt. Es diente als Inspirationsquelle für die Wie-
derholung mit analogen Modellen der partizipati-
ven Verwaltung in rund 70 anderen brasilianischen
Kommunen3” (Fedozzi, Luciano in Bueno Fischer,
Nilton, S. 38).

Mit der Bürgerbeteiligung haben sich in den letz-
ten zwölf Jahren die Prioritäten verkehrt. Vor der
Einführung der OP beliefen sich die Ausgaben für
Wohnung, Gesundheit, Soziales und Erziehung auf
weniger als 30 Prozent des jährlichen Haushalts.
Seitdem die OP eingeführt ist, stiegen sie nach
dem Willen der Bevölkerung stetig an. Ab 1997

Während die städtischen Probleme - angefangen von
der Infrastruktur zur Wasserversorgung, Abwasser-
sammlung und –aufbereitung sowie Abfallentsorgung
über Erziehung bis hin zu Gesundheit und Soziales –
im Rahmen der Dezentralisierung der lokalen Ebene
überantwortet wird, bleiben die Strukturen der öffent-
lichen Verwaltung zentralisiert, auch wenn in der neu-
en Verfassung von 1988 eine Veränderung des Ge-
wichts der kommunalen Ebene vorgesehen ist. 
Um der Konzentration der Steuereinnahmen auf Bun-
desebene entgegenzuwirken, sieht die Verfassung
eine anteilsmäßige Rückerstattung seitens des Bun-
des sowie der Bundesstaaten vor, die heute die
Haupteinkommensquelle der Kommunen darstellt.
Unter den auf bundesstaatlicher Ebene erhobenen
Steuern ist für die Kommunen die Besteuerung der

Zunahme der Bevölkerungsbeteiligung
am Orçamento participativo 

im Umlauf befindlichen Waren (Tributação sobre
circulação de mercadorias), die vielleicht am ehe-
sten mit der Mehrwertsteuer verglichen werden
kann, von größter Relevanz.
Bis heute verfügt der Bund über 54 Prozent des
brasilianischen Steueraufkommens, 29 Prozent
entfallen auf die Bundesstaaten und für die Kom-
munen bleiben nur 17 Prozent der Steuereinnah-
men. Damit liegen die brasilianischen Kommunen
zwar über den in der sogenannten dritten Welt üb-
lichen Margen in Höhe von 5 bis 15 %. Eine krasse
Diskrepanz eröffnet sich im Vergleich mit den
Kommunen der entwickelten Welt, denen zwischen
40 und 60 Prozent der öffentlichen Mittel zur Ver-
fügung stehen (vgl. Weltbank: World Development Report 1999 /

2000).

„Verteilung der Steuern in Brasilien“

3 Laut einer vorläufigen Studie der Nichtregierungsorganisation FASE aus dem
Jahr 1999 sollen inzwischen sogar rund 100 Kommunen in Brasilien eine
Form von OP etabliert haben. 
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machen sie 50 Prozent der Mittel aus. Ende 1999
hatte sich der absolute Wert im Vergleich zum
Jahr 1989 vervierfacht. 
Aber auch die Ausgaben im Bereich der Stadtent-
wicklung wurden nicht vernachlässigt. Die Mittel
für Baumaßnahmen (inklusive des Wasser- und
Abwassernetzes) wurden zwischen 1989 und
1998 mehr als verdoppelt. Die OP brachte mehr
Verteilungsgerechtigkeit für Aufgabenbereiche und
für die einzelnen Regionen der Stadt. Der größte
Teil der öffentlichen Mittel floss in die Regionen,
die Baumaßnahmen und Dienstleistungen am
dringendsten brauchen, so dass diese Viertel, die
ehemals nicht einmal über eine Mindestinfrastruk-
tur verfügten, in die Stadt eingliedert wurden.
Die Breitenwirkung und Verankerung der OP in
der Bevölkerung ist im Laufe der Jahre deutlich
angestiegen. Im Jahr 1990 waren nicht einmal
700 BürgerInnen involviert, 1999 waren es mehr
als 57 mal so viel.

Die finanzielle Situation der Stadt
Porto Alegre
Bei seinem Regierungsantritt im Jahr 1989 schlug
der designierte Präfekt Olívio Dutra eine Neuge-

staltung der kommunalen Steuern vor, insbeson-
dere im Bereich des Grund- und Immo-
bilienbesitzes. Dadurch wurde das Steueraufkom-
men von 1989 bis 1998 mehr als verdreifacht,
was direkt die Mittel- und Oberschicht traf. Aber
auch das Steueraufkommen im Dienst-
leistungsbereich ist im selben Zeitraum mehr als
verdoppelt worden. Diese Maßnahmen sowie die
Aufwertung der Kommunen in der 1988 verab-
schiedeten Verfassung, die der kommunalen Ebe-
ne größere politische finanzielle Autonomie ein-
räumt und auch eine Erhöhung der Mittel garan-
tiert, führten zur langfristigen finanziellen Sanie-
rung der Stadtverwaltung. Das Verhältnis zur
Zentralregierung bleibt dennoch weiterhin ge-
spannt, da die lokale Regierung nicht davon ab-
rückt, die Verteilung der Steuern und Verpflich-
tungen als ungerecht und unangemessen zu kri-
tisieren.
Die Einnahmen der Stadt Porto Alegre basieren
zu 57 Prozent auf kommunalen Steuern, die rest-
lichen 43 Prozent auf anteilsmäßiger Rückerstat-
tung von der Bundesregierung (vgl. Kasten „Ver-
teilung der Steuern in Brasilien”). Laut Raúl Pont,
Präfekt in der Legislaturperiode 1996 bis 2000,
haben sich die Ausgaben in allen Haushaltsberei-

6 In den privaten Medien, die die OP anfänglich boykottiert haben, ist die OP aller-
dings immer noch ein relativ ausgegrenztes Thema, auch wenn sie inzwischen
nicht mehr ganz totgeschwiegen werden kann.

Köln, wie jede Kommune weltweit, wird seit 1992 im
Kapitel 28 der Agenda 21 aufgefordert, mit allen
ihren Akteuren einen Verständigungsprozess über Art
und Umfang der vorhandenen Probleme und die We-
ge zu ihrer Lösung zu organisieren. Dabei sind alle
Bereiche städtischen Handelns angesprochen: von
Ressourcenverschwendung über soziale Ungerechtig-
keit bis hin zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Am
Ende dieses Beratungsprozesses steht ein gemein-
sam erstellter Handlungsrahmen, in dem die Beteilig-
ten ihre zukunftsfähige Stadt beschrieben und sich
auf Schritte zu ihrer Verwirklichung und Indikatoren
des Vorankommens geeinigt haben. Das wird dann
die Lokale Agenda 21 sein. An diesen vereinbarten
Maßstäben für Zukunftsfähigkeit wird das Handeln
von Rat und Verwaltung, der örtlichen Wirtschaft,
den Verbänden und der Einwohnerschaft gemessen. 
Ein ehrgeiziges Ziel, wie viele glauben, schon vom
Organisatorischen her in einer Stadt wie unserer
kaum zu schaffen. Und ohne den Willen aller Ange-
sprochenen zur Beteiligung ist diese Vorhersage auch
sicherlich zutreffend.
Nun liegt vor uns ein Bericht aus einer Stadt jenseits
des Ozeans - etwa der gleichen Größe wie Köln. Er
handelt von städtischen PolitikerInnen, die ihre Be-
völkerung eingeladen haben, sich massenhaft an der
Aufstellung des kommunalen Haushalts zu beteiligen,
und von einer Bevölkerung, die diesen Aufruf gehört
hat. Gemeinsam wird der Weg zum Erfolg entwickelt. 

Die Gaúchos bestimmen selbst, und was tun wir?

Was lehrt uns Porto Alegre? 
Wenn Bürgerbeteiligung ernsthaft angeboten wird,
dann scheint sie auch angenommen zu werden. Der
partizipative Haushalt aktiviert die Einwohnerschaft,
er wirkt Politikverdrossenheit entgegen und führt zu
einer besseren Stadtentwicklung mit höheren Steuer-
einnahmen. 
Was Porto Alegre vormacht, machen nicht nur brasi-
lianische Gemeinden nach. In Köln, beim Netzwerk
Zukunftsfähige Städte kennt man auch deutsche
Städte und Gemeinden, die erste Erfahrungen mit
dem Bürgerhaushalt machen. Auch bei der Kommu-
nale Gemeinschaftsstelle (KGST) im Deutschen Städ-
tetag kennt man sich bestens aus mit Porto Alegre
und hat schon viele diesbezügliche Anfragen beant-
wortet, allerdings noch keine von Kölner PolitikerIn-
nen. 
Der Kölner Agenda-Prozess hat die Bürgerbeteiligung
zum Schwerpunkt der Arbeit 2001/2002 erklärt. Der
partizipative Haushalt ist ein spannendes Feld. Wer
ihn besser kennenlernen möchte, ist herzlich eingela-
den, einen Blick über den Tellerrand zu werfen. Doro-
thea Freese, Themenkreis „Köln in globaler Partner-
schaft“.

Weitere Infos sind erhältlich bei: Kommunale Gemeinschaftsstelle
(KGST), Netzwerk Kommunen der Zukunft: Gustav-Heinemann-
Ufer 54, 50968 Köln, 
T 0221-934 625 32, F 0221-934 625 77, www.kommunen-der-
zukunft.de (Bürgerhaushalte in Deutschland) 
und KGST, Elke Holzrichter, T 0221 376 89-23, F 0221 376 89-59,
email: elke.holzrichter@kgst.de 
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chen in den letzten Jahren vervielfacht: in den
Bereichen Kultur, Freizeit und Tourismus verfünf-
facht, Sozialpolitik vervierfacht, Wirtschaftsent-
wicklung/-förderung verdreifacht, Stadtentwick-
lung verdoppelt.

Welche BürgerInnen partizipieren?

Porto Alegre sei die politisierteste Stadt Brasiliens,
wies die Bundesuniversität von Rio Grande do Sul
kürzlich in einer Studie nach. Das politische Inter-
esse liegt nicht nur über dem brasilianischen
Durchschnitt, sondern übersteigt auch das Mittel
von Ländern mit einer langen demokratischen Tra-
dition: Mehr als 40 % der Befragten haben ein sig-
nifikantes Interesse für Politik, 43 % sympathisie-
ren mit einer politischen Partei (den größten Teil
der Sympathien vereint mit 28,7 % die PT auf
sich, aber mit 13,9 % auch die meisten Antipathi-
en) und 71 % finden, dass politische Parteien für
das Land wichtig seien.
Laut einer aktuellen Umfrage im September 2000
führt die Bevölkerung des Großraums Porto Alegre

auch hinsichtlich ihres
Informationsgrades.
76 Prozent der Bevöl-
kerung über 15 Jahre
lesen mindestens ein-
mal in der Woche eine
Zeitung, der brasilien-
weit höchste Index
(Zero Hora4, 17.9.00).
Bürgeramt und die
Nichtregierungsorga-
nisation CIDADE –
Centro de Assessoria
e Estudos Urbanos –
haben im Jahr 1998
gemeinsam eine
Untersuchung zum
Zielpublikum der OP

durchgeführt, deren Ergebnisse Ende 1999 veröf-
fentlicht wurden. Demnach sind vor Ort in den
Stadtvierteln vorwiegend die ärmeren Bürger en-
gagiert (rund 56 % verdienen bis zu vier Mindest-
löhnen5 – ca. 636 DM). Für thematische Schwer-
punktbereiche interessieren sich zunehmend Ange-
hörige der höchsten Einkommensgruppe (mehr als
12 Mindestlöhne – also mehr als rund 2.000 DM),
viele davon mit einem beruflichen Hintergrund in
den Bereichen Gesundheit und Erziehung.

Während im Schnitt 63 Prozent der TeilnehmerIn-
nen einen Schulabschluss haben, der in etwa un-

serem Hauptschulabschluss entspricht (brasiliani-
sche Bezeichnung: I. Grau), sind in den themati-
schen Schwerpunktbereichen zu 50 Prozent Bür-
gerInnen mit einem akademischen Abschluss
(brasilianische Bezeichnung: III. Grau) vertreten.
Mit Einrichtung der thematischen Schwerpunktbe-
reiche wurden Foren etabliert, von deren Zielset-
zung und strategischer Relevanz sich die Mittel-
klasse stärker angesprochen fühlt und in denen
sie auch schon signifikant vertreten ist. Tendenz
steigend. Auffallend ist auch eine zunehmende
Beteiligung von älteren Bürgern. Die über 50jähri-
gen machen ein Viertel der Beteiligten aus, bei
den OP-Räten stellen sie 46 Prozent. 

Der Großteil der OP-engagierten BürgerInnen (ca.
67 %, 1995 waren es sogar noch 75 %) hat in
irgendeiner Form mit sozialen Bewegungen zu
tun, bei den Delegierten und den OP-Räten sind
es sogar 91 %, was nahelegt, dass ein solcher
Hintergrund für diese Ämter essenziell ist. Zudem
mindert die Rückkopplung nach außen die Gefahr
der Manipulation auf den OP-Sitzungen. Nachbar-
schafts- und Stadtteilorganisationen (Associações
de Moradores) haben mit 41 % den größten An-
teil, gefolgt von religiösen und politischen Grup-
pen (9 %) und gewerkschaftlichen Organisationen
(5 %). Der Organisationsgrad ist mit der OP
rasant angestiegen, nur 9 % der Befragten gehör-
ten auch vorher schon einer kommunitären Orga-
nisation an.
Die Bedeutung der Medien, die der Regierung zur
Verfügung stehen6 (Zeitschriften, Radio, Fernse-
hen, Plakate, Lautsprecherwagen) hat zugenom-
men, sie erreichen heute 35 % der Teilnehmer-
Innen. Der größere Anteil (42 %) wird aber wei-
terhin über die Organisationen der Bevölkerung
zu den OP-Versammlungen eingeladen.

Von regionalen zu thematischen
Schwerpunkten

Das ureigene Anliegen der OP war und ist, die
historisch benachteiligte, marginalisierte Bevölke-
rung bei ihrer Interessenvertretung zu unterstüt-
zen. Auf Regionalebene erweist sich die OP bis-
lang de facto in erster Linie als Umverteilungsin-
strument zu Gunsten der Ärmeren. Die Mittel-
schicht fühlt sich nur in Ausnahmefällen betroffen
und ist dementsprechend kaum engagiert. Selbst
kritische Intellektuelle und Sympathisanten der PT
bestätigen auf Nachfrage diese Spaltung ohne zu
zögern. Sie weisen auf die auch in Porto Alegre
bestehenden krassen sozialen Unterschiede als

An der Haushaltsdiskussion
sollen alle Bürger beteiligt werden
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Mindestlohn ist eine Referenzgröße für Einkommen, die seit 1984 für gesamt
Brasilien zentral festgelegt bzw. angeglichen wird und seit 5/2000 bei 151,00
R$ pro Monat liegt, das entsprach Ende 2000 ca. 156 DM. 

4
Laut Umfrage von Marplan Brasil Pesquisas im September 2000 mit 857.000
Lesern (bzw. 59,5%) die meist gelesene Tageszeitung im Großraum Porto
Alegre.



legitimierendes Element oder bekennen ganz
pragmatisch, dass sie genug Geld haben um
wegzuziehen, wenn die Infrastruktursituation in
ihrem Viertel nicht stimmt. Auch wenn der Ver-
waltungshaushalt immer mit angeführt wird, geht
es in der Diskussion zwischen Bürgern, Verwal-
tung und Politik auf der Ebene der Regionen
primär um Infrastrukturausgaben. Die Klassiker
auf den ersten Plätzen sind Wasserver- und Ent-
sorgung, Wohnungs- und Straßenbau. In dem
Maße, wie es gelingt, die Basisprobleme zu lösen,
kommen neue Themen auf die Tagesordnung. Im
Vorschlag für den Haushalt 2000 ist zum ersten
Mal ein Thema wie Gesundheit, das nicht unter
die Kategorie Infrastrukturausgaben fällt,  auf
den dritten Platz vorgedrungen. 
Dem konkreten Wohn- und Lebensumfeld über-
geordnete Themen, wie sie etwa mit dem Begriff
der lokalen Agenda 21 assoziiert werden, kom-
men erst langsam ins Blickfeld. Die Einrichtung
thematischer Schwerpunktbereiche im Jahr 1994
war ein erster Schritt in diese Richtung. Aller-
dings wusste die Hälfte aller Befragten selbst vier
Jahre später den Unterschied zwischen einem
regionalen und einem thematischen Plenum nicht
zu erläutern. Ihrem politischen Credo entspre-
chend hat die Kommunalregierung zunächst ein-
mal die Benachteiligten gefordert und gefördert,
und das mit beeindruckenden Ergebnissen. Der
Prozess ist grundsätzlich jedoch für BürgerInnen
aller Schichten offen und scheint auch immer
mehr angenommen zu werden. Die besser
gestellten Bevölkerungsschichten beteiligen sich
zunehmend an den thematischen, eher strategi-
schen Diskussionsforen und tragen damit nicht
nur dazu bei, den Ansatz der direkten Demokra-
tie zu verbreitern, sondern auch eine Ausweitung
in Richtung einer umfassenderen Entwick-
lungsdiskussion zu forcieren. Bis die OP aller-
dings im Stande sein wird, im Rahmen der Anfor-
derungen einer langfristigen Stadtentwicklungs-
planung zu agieren, ist noch viel Visionskraft
gefragt.

Kritische Punkte

Die 1988 gegründete Nichtregierungsorganisation
CIDADE - Centro de Assessoria e Estudos Urba-
nos will zu einer effektiveren Partizipation der
Bevölkerung beitragen. Sie begleitet die OP, gibt
die quartalsweise erscheinende Zeitschrift „De
Olho no Orçamento” (Blick auf den Haushalt)
heraus und berät und schult Zielgruppen. Regine
Pozzobon, Sérgio Gregor Baierle und Andrea

Quintanilha Gomes von CIDADE sehen zwei
Knackpunkte in dem Modell. Erhebliches Konflikt-
potenzial steckt für sie einerseits im Bereich der
Legitimation der Repräsentation der BürgerIn-
nen-Anliegen, andererseits in der Rolle bzw. dem
Selbstverständnis der städtischen Legislative der
Stadträte.

Neben der Frage, wie man vermeiden kann, dass
sich „velhas lideranças”, also eine Funktionärska-
ste, etabliert und die Offenheit für neu Hinzu-
kommende gefährdet, stellt sich für CIDADE das
Problem der großen Belastung der einzelnen Akti-
vistInnen, die sich neben einer in der Regel min-
destens 40 Stunden Arbeitswoche alle ehren-
amtlich im Rahmen der OP engagieren. „Die
Arbeit ist äußerst anspruchsvoll. Um kompetent
entscheiden zu können, müssen die Räte eine
Menge an Informationsmaterial verarbeiten, die
konkrete Situation vor Ort kennen, Vorschläge
mit der Basis diskutieren und an einer Unmenge
von Sitzungen teilnehmen.” Wie eine Erhebung
unter OP-Räten im Haushaltsjahr 1998 ergab,
investierten sie im Schnitt 17 Stunden in der
Woche. Und die Ansprüche steigen. So kommt
beispielsweise mit dem Flächennutzungsplan und
der Frage der Stadtentwicklung ein neues
Anspruchsprofil auf die AktivistInnen zu. Aber
auch in den anderen Bereichen stellen sich stän-
dig neue thematische Herausforderungen. Seit
1994/95 müssen Mitglieder des OP-Rats nach
einem zweiten Mandat, also nach zwei Jahren im
Amt, mindestens ein Jahr Pause machen, um
neuen KandidatInnen den Einstieg zu ermögli-
chen. In Regionen mit einem hohen, aus den
sozialen Auseinandersetzungen der 70er und
80er Jahre resultierenden Organisationsgrad und
einer entsprechend ausgebildeten Führungsstruk-
tur gab es bis dahin wenig Fluktuation und die
OP stützte sich immer wieder auf dieselben
Repräsentanten. 
Die Partizipation der BürgerInnen verunsichert
vielfach Stadträte in ihrem Selbstverständnis. Sie
haben das Gefühl, dass sie ersetzt werden sollen.
Ihre traditionelle, im Klientelismus verhaftete
Rolle ist in Frage gestellt, und es fällt ihnen
schwer, ihr Profil neu zu definieren. „Die Stadträ-
te sind viel später aufgewacht als die Bundes-
staatsabgeordneten, eigentlich erst, als ihnen
aufgegangen ist, dass die Frage der OP bei den
Wahlen von zunehmender Bedeutung ist. Vorher
kamen sie immer mit ihren Forderungen aus
ihrem Wahlkreis und plötzlich war das so nicht
mehr möglich und sie sollten sich mit einer Viel-
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zahl von Angelegenheiten auseinandersetzen. Ihr
Dilemma ist, dass sich die Bürger wirklich als
Konstrukteure der Stadt fühlen. Selbst die PT-
Stadträte sind in dieser Frage nicht besser”, so
die Mitarbeiter der CIDADE. Diesem Problemfeld
will sich CIDADE zukünftig widmen.

Perspektiven

Tarso Genro, in der zweiten Legislaturperiode der
PT von 1993 bis 1996 Präfekt und Kandidat der
Volksfront (PT, PSB, PCdoB und PCB) bei den
Kommunalwahlen im Oktober 2000, konnte im
ersten Wahldurchgang 48,7 Prozent und im zwei-
ten Wahldurchgang zwei Drittel der Wählerstim-
men auf sich vereinigen. Die PT stellt mit 12 von
insgesamt 33 Stadträten zwar die größte Frakti-
on, verfügt allerdings nicht über die Mehrheit im
Stadtrat.
Für eine zukünftige Regierung anderer politischer
Provenienz dürfte es äußerst schwierig werden,
den BürgerInnen von Porto Alegre die Option di-
rekter Demokratie und Mitregierung wegzuneh-
men. Folglich hüteten sich die Politiker aller Par-
teien im Wahlkampf stets davor, die breit veran-
kerte gesellschaftliche Praxis in Frage zu stellen.
Mit dem eindeutigen Votum für die Politik der
Volksfrontregierung sind Zeichen gesetzt und Por-
to Alegre wird in den nächsten vier Jahren seinen
Beitrag zur Schaffung und Konsolidierung einer
demokratischen Öffentlichkeit fortsetzen. Sozusa-
gen als Modell einer Urban Governance, das nicht
nur für Brasilien von Relevanz ist.

Regine Rehaag

Die Autorin hat sich seit Ende der 80er Jahre in unter-
schiedlichen institutionellen Zusammenhängen mit Fragen
der nachhaltigen Entwicklung, der Agenda 21 und insbe-
sondere auch der lokalen Agenda beschäftigt. In Deutsch-
land war sie im KATALYSE Institut, Köln im Lauf der Jahre
1988–1995 in diversen Positionen tätig; von 1995-1997 ar-
beitete sie als Geschäftsführerin für das Klima-Bündnis/Ali-
anza del Clima, Europäische Geschäftsstelle, Frankfurt. Von
1998 bis 2002 lebte Regine Rehaag in Brasilien, Porto Aleg-
re. Von 1998-1999 war sie Teamleiterin bei „PRORENDA
Agricultura Familiar, Förderung von Kleinbauern in Rio
Grande do Sul”, einem Projekt der deutsch-brasilianischen
Entwicklungszusammenarbeit im Bereich der Armutsbe-
kämpfung und Einkommensschaffung. Danach war sie als
freie Beraterin für diverse Organisationen in Lateinamerika
tätig. Seit Mitte 2002 ist sie beim KATALYSE Institut im
Bereich sozial-ökologische Forschung tätig und leitet das
Forschungsprojekt "Ernährung und Öffentlichkeit: Wissens-
management und politische Steuerung", im Rahmen des
Verbundprojektes "Ernährungswende - Strategien für sozi-
al-ökologische Transformationen im gesellschaftlichen
Handlungsfeld Umwelt-Ernährung-Gesundheit".  

Eine Liste der zitierten und weiterführender Lite-
ratur zu diesem Artikel ist beim KATALYSE Insti-
tut (Remigiusstr. 21, 50937, Tel. 944 048 0,
info@katalyse.de) erhältlich.
Der bereits in der Zeitschrift der Informations-
stelle Lateinamerika, ila 239, Ausgabe Alternative
Kommunalpolitik, Oktober 2000, Bonn, S. 24–30
veröffentlichte Beitrag, wurde für diese Ausgabe
der KATALYSE Nachrichten ergänzt und aktuali-
siert.




